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Chorin. Wenn die Bäckerei oder eine
Arztpraxis in der Nähe schließen, sorgt
das bei vielen für Frust – teils auch ganz
generell über die Politik und was das Ver-
trauen in ein funktionierendes Land an-
geht. Die Bundesregierung will Proble-
men vor Ort besser auf die Spur kommen
und so auch das Heimatgefühl stärken.
„Unsere Heimat gehört denen, die sich
um das Miteinander kümmern, nicht de-
nen, die das Gegeneinander organisie-
ren“, sagte Minister Alois Rainer bei der
Vorstellung einer „Heimat-Agenda“ im
brandenburgischen Chorin. 

Das Agrarressort des CSU-Politikers
ist in der schwarz-roten Regierung mit
für Heimatpolitik zuständig, und das soll
künftig auch noch klarer sichtbar wer-
den. Rainer stellte dafür eine Agenda mit
dem Titel „Miteinander ist es Heimat“
vor, die vor allem mehr Vor-Ort-Präsenz
und Dialog verspricht. „Wir gehen dort-
hin, wo man uns braucht, etablieren ver-
bindliche Formate und gehen dann di-
rekt in die Umsetzung“, sagte Rainer.
Denn Heimat sei am stärksten, wenn
Menschen konkret erleben, dass sie Din-
ge so gestalten können, wie sie es auch
brauchen.

Kern der Agenda sollen regelmäßige
„Heimat-Dialoge“ des Ministeriums ge-
meinsam mit Ländern, Kommunen, Ver-
bänden und weiteren Partnern sein. Er-
gänzend soll ein „Heimatreport“, eine re-
präsentative Umfrage, Ansichten und
Handlungsfelder ermitteln. Ein neuer
„Bundespreis Heimat“ soll Menschen
und Initiativen auszeichnen, die sich be-
sonders für das Miteinander engagieren.
Auch eine weitere Förderung der regio-

nalen Wirtschaft steht mit im Blick. Zu-
sätzliches Geld stellte Rainer angesichts
angespannter Haushalte nicht in Aus-
sicht. Fördermittel sollten aber mehr in
der Breite wirken, statt dass man etwas
für jedes Projekt einzeln erkämpfen
müsse. Und der Blick für Lösungen von
Alltagsproblemen solle Querschnitts-
aufgabe der ganzen Regierung sein. 

„Wir verteidigen das Miteinander“
Dabei wird deutlich, dass es in Zeiten

der Krisen und Umbrüche auch um ein

Signal für mehr Zusammenhalt und Zu-
versicht gehen soll. „Wir brauchen wie-
der gemeinsame Ziele, Wertschätzung
und auch Optimismus“, sagte Rainer.
Und formulierte als Versprechen: „Wir
hören zu. Wir nehmen die Lebenswirk-
lichkeit vor Ort sehr ernst. Wir stärken
die Menschen, die anpacken. Wir vertei-
digen das Miteinander gegen alle, die nur
spalten und schlechtreden wollen.“

Angesprochen auf hohe Stimmanteile
gerade in ländlichen Regionen für die

AfD, die teils auch auf das Motiv der Hei-
mat setzt, meinte der CSU-Politiker, das
sei „kein geschützter Begriff für die Bun-
desregierung“. Und betonte zugleich:
„Ich habe mit Sicherheit keine Angst vor
der AfD.“ Wichtig sei, die vielen Dinge
nach vorne zu stellen, die positiv laufen.
Da dürfe man sich nicht kirre machen
lassen.

Vor der Vorlage seiner Agenda hatte
Rainer ein paar Kilometer entfernt im
300-Einwohner-Ortsteil Serwest das

Dorfgemeinschaftshaus besucht. In dem
ehemaligen Schulgebäude wurde ihm ei-
ne Reihe von Aktivitäten vorgestellt –
von einer Seniorengruppe und der frei-
willigen Feuerwehr über Angebote für
Yoga und Tischtennis bis zu einem Café.
Für das Obergeschoss, das noch saniert
werden muss, werden Ideen gesammelt.
Den Favoriten bekam der Minister auch
zu hören: nämlich, dass dort eine Arzt-
praxis einziehen könnte.

Die Präsidentin des Deutschen Land-
frauenverbands, Petra Bentkämper, die
mit dabei war, stellte heraus, dass die
Zahl freiwillig engagierter Menschen
steige. Mit hoher Motivation, Verantwor-
tung und oft auch notwendigem Pragma-
tismus gestalteten sie Zukunft in den Re-
gionen. „Und nebenbei sind unsere Ver-
eine und Verbände ja auch wunderbare
Lernorte für Demokratie.“ Es gehe aber
nicht alles nur mit dem Ehrenamt. Bent-
kämper sagte, sie freue sich über eine ge-
wisse neue Landlust. Aber immer noch
verließen vor allem junge Frauen die
ländlichen Räume – unter anderem auch
aus dem Grund fehlender Bildungschan-
cen.

Rainer präsentierte seine Agenda vor
einem idyllischen Dorfteich im Grünen.
Und in ländlichen Regionen leben laut
Ministerium 57 Prozent der Menschen in
Deutschland. Unter anderen mit vielen
mittelständischen Firmen wird dort fast
die Hälfte des Bruttosozialprodukts (47
Prozent) erwirtschaftet. Nur ums Land
gehen soll es aber nicht. „Wir werden na-
türlich genauso die urbanen Räume im
Blick haben“, sagte Rainer. Wie für ihn
sein Heimatort in Bayern ein Stück weit
Heimat ist, seien es für viele etwa auch
Berlin-Neukölln oder Berlin-Kreuzberg.

Bundesagrarminister Alois Rainer (CSU) stellt seine „Heimat-Agenda“ gemeinsam mit Petra Bentkämper, Präsidentin des Deutschen Land-
frauenverbandes, vor. Foto: Sven Kaeuler/dpa

Bund will Heimatgefühl stärken
Die Koalition arbeitet an Reformen, um die Stimmung im Land zu heben – auch unter dem Druck hoher Umfragewerte der AfD

Von Sascha Meyer

Stuttgart. Kanzleramtsminister Thors-
ten Frei (CDU) ist in Sachen Bürgernähe
zum zweiten Mal in Folge der Champion
unter den baden-württembergischen
Bundestagsabgeordneten. Von den 861
Fragen, die dem CDU-Politiker aus Do-
naueschingen im vergangenen Jahr über
die unabhängige Dialogplattform Abge-
ordnetenwatch gestellt wurden, ließ Frei
keine Einzige unbeantwortet. Dies geht
aus der Auswertung der Plattform her-

vor, die an diesem Donnerstag veröffent-
licht wurde. Ganz anders die Co-AfD-
Bundesvorsitzende Alice Weidel: Von 84
an sie gestellten Fragen beantwortete sie
keine einzige. 

Die Bundestagsabgeordneten aus Ba-
den-Württemberg erreichten im aktuel-
len Antwortranking eine Antwortquote
von 77 Prozent und verbesserten sich da-
mit gegenüber dem Vorjahr (72 Prozent).
Im Bundesländervergleich reicht das je-
doch nur für Platz zehn. Der Bundes-
durchschnitt liegt bei 75 Prozent. Insge-
samt beantworteten die 79 Bundestags-
abgeordneten aus Baden-Württemberg
1.793 der 2.331 an sie gerichteten Fragen.
Das Interesse der Bürger an diesem di-
rekten Draht zu den Bürgern ist unter-
dessen deutlich gestiegen: Die Zahl der
Fragen hat sich gegenüber dem Vorjahr
nahezu verdreifacht. So fragte etwa ein
Bürger aus dem Südwesten bei Frei kon-
kret nach, warum bei der Rentenreform

immer wieder das schwedische Modell
als Vorbild genannt werde. Frei erklärte,
internationale Beispiele könnten Orien-
tierung geben, müssten aber an die deut-
schen Rahmenbedingungen angepasst
werden. 

Hinter Frei folgen der Waldshuter Felix
Schreiner (CDU) mit 35 von 35 beant-
worteten Fragen sowie Maria-Lena

Weiss (CDU) aus dem Wahlkreis Rott-
weil-Tuttlingen, die ebenfalls alle 31 an
sie gerichteten Fragen beantwortete. Ins-
gesamt erreichten 47 baden-württem-
bergische Abgeordnete die Bewertung
„Hervorragend“ für eine Antwortquote
von mindestens 90 Prozent.

Die Grünen erzielen mit 99 Prozent die
höchste Antwortquote aller Fraktionen

hen mehrere Abgeordnete ohne eine ein-
zige Antwort. Den letzten Platz belegt
Alice Weidel (AfD) mit 84 unbeantworte-
ten Fragen. Ebenfalls keine Fragen be-
antworteten unter anderem Markus
Frohnmaier (AfD) oder Saskia Esken
(SPD). Kai Whittaker (CDU) erhielt 19
Fragen und beantwortete null.

„Wer gewählt wird, schuldet den Bür-
gern Antworten, kein Schweigen“, sagt
zu dieser Bilanz Louiza Charalambous,
Plattformleitung bei Abgeordneten-
watch. „Gerade erleben wir wegen des
Reformpakets der Bundesregierung ei-
nen enormen Frageansturm. Das zeigt:
Die Menschen wollen verstehen, warum
Politik so entscheidet, wie sie entschei-
det.“ Seit 2004 ermöglicht Abgeordne-
tenwatch als gemeinnützige Organisati-
on einen kostenlosen, überparteilichen
und öffentlichen Austausch zwischen
Bürgern und Abgeordneten. Ein Modera-
tionsteam prüft jede Frage vor der Veröf-
fentlichung. Freigeschaltet wird nichts
Beleidigendes oder Diskriminierendes.
Auch private Fragen ohne Bezug zur par-
lamentarischen Arbeit bleiben außen
vor. Auf der spendenfinanzierten Platt-
form stellten Bürger bislang mehr als
350.000 Fragen an ihre gewählten Man-
datsträger in Land, Bund und Europa. 

Antwort-Spitzenreiter Thorsten Frei
will die Plattform jedenfalls nicht mis-
sen: „Als direkt gewählter Abgeordneter
des Deutschen Bundestages ist mir die
Beantwortung von Bürgerfragen ein
wichtiges Anliegen“, kommentiert Frei
die Auswertung. Gerade in Zeiten, in de-
nen Deutschland innen- und außenpoli-
tisch vor enormen Herausforderungen
stehe, halte er Transparenz, Offenheit
und einen engen Austausch zwischen Po-
litik und Gesellschaft für unerlässlich.
Frei: „Die Beantwortung der Bürgeran-
fragen wirkt wie ein Seismograf für die
Stimmungslage im Land. Für meine poli-
tische Arbeit ist das eine große Hilfe.“

aus Baden-Württemberg. Schlusslicht ist
die AfD mit 23 Prozent. Neun ihrer 18
Bundestagsabgeordneten beantworteten
keine einzige Bürgerfrage.

Zu den Abgeordneten mit den meisten
Anfragen zählt neben Frei auch Bundes-
gesundheitsministerin Nina Warken
(CDU). Sie erhielt 302 Fragen und beant-
wortete 117. Am Ende des Rankings ste-

Thorsten Frei (rechts) erhielt 861 Anfragen von Bürgern und beantwortete sie alle. Etwas anders fällt die Bilanz seines Chefs Friedrich Merz
aus: Der Sauerländer steht bundesweit auf dem letzten Platz mit 376 erhaltenen und null beantworteten Fragen. Foto: Kay Nietfeld/dpa

Frei ist Champion in Sachen Bürgernähe
Bilanz der Plattform Abgeordnetenwatch: Kanzleramtsminister beantwortete alle Anfragen – Kai Whittaker keine einzige
Von Ulrike Bäuerlein

„
Wer gewählt wird, schuldet

den Bürgern Antworten,
kein Schweigen.

Louiza Charalambous

Plattformleiterin Abgeordnetenwatch

Berlin/Dessau. „Wenn ich Friedrich
Merz sehe, frage ich mich manchmal: Wo
ist eigentlich Stauffenberg, wenn man
ihn mal wirklich braucht?“ Diese Äuße-
rung des ostdeutschen Kabarettisten
Uwe Steimle auf einer AfD-Wahl-
kampfveranstaltung in Dessau hat jetzt
ein juristisches Nachspiel. Die Staats-
anwaltschaft Dessau-Roßlau leitete ein
Verfahren nach Paragraf 126 StGB ein.
Darin geht es um „die Störung des öf-
fentlichen Friedens durch Androhung
von Straftaten“.

Über das Porträtbild von Angela Mer-
kel, das aktuell im Berliner Bode-Mu-
seum zu sehen ist, hatte Steimle bei der-
selben Veranstaltung gesagt: „Im Mo-
ment hängt sie erst mal, und wenn alle
Stränge reißen oder der Nagel bricht,

dann stellen wir sie an die Wand. Uns
wird schon was einfallen.“ Zum Schluss
gab es die DDR-Nationalhymne „Auf-
erstanden aus Ruinen“, die die AfD-Po-
litiker Ulrich Siegmund und Tino Chru-
palla gemeinsam mit dem Publikum
sangen.

Karl Graf von Stauffenberg, Enkel
von Claus Schenk Graf von Stauffen-
berg, sprach als Reaktion von „Ge-
schichtsklitterung“. Sein Großvater
werde „in den Schmutz gezogen – es ist
ganz grauenhaft“. Stauffenberg hatte

am 20. Juli 1944 ein Attentat auf Adolf
Hitler ausgeführt, das dieser leicht ver-
letzt überlebte. Stauffenberg wurde ge-
meinsam mit anderen Verschwörern im
Hof des Bendlerblocks in Berlin er-
schossen.

Uwe Steimle, geboren 1963 in Dresden
und bekannt durch seine Rolle als
Hauptkommissar Jens Hinrichs im
Schweriner „Polizeiruf 110“, ist ein ins-
besondere in Ostdeutschland gefragter
Kabarettist, der gern auch als Erich-
Honecker-Imitator auftritt. Seine aktu-

elle Tour führt ihn von Mecklenburg-
Vorpommern über Brandenburg bis
nach Thüringen und Sachsen. Die Ver-
anstaltungen mit Titeln wie „Gesichert:
Unbequem“ oder „Keen Getue, keen
Gemache“ sind oft ausgebucht.

Genauso oft jedoch sind sie von hefti-
ger Kritik begleitet: So hat das Bündnis
„Halle gegen Rechts“ eine ganze Bro-
schüre zum Thema „Uwe Steimle & die
extreme Rechte“ zusammengetragen.
Vom MDR, wo Steimle von 2013 bis 2019
die Sendung „Steimles Welt“ moderier-

te, wurde die Zusammenarbeit beendet.
Als Grund gab der Sender an, dass
Steimle mehrfach die Grundwerte des
öffentlich-rechtlichen Rundfunks mas-
siv infrage gestellt habe.

Wo der Kabarettist steht, zeigt ein
Blick in seinen Online-Shop: T-Shirts
mit dem Aufdruck „Mir Reicht’s Bür-
ger“ werden dort ebenso vertrieben
wie ein „Reichstags-Brand aus diver-
sem Fallobst“, versehen mit dem Hin-
weis „...brennt nicht“. Auch ein T-
Shirt mit dem Aufdruck „Kraft durch
Freunde“ hat er schon einmal getra-
gen. Dass das alles noch als Satire
durch die Kunstfreiheit gedeckt sein
dürfte, ändert nichts daran, dass die
Haltung des Urhebers mehr als deut-
lich wird. Christina Tilmann

Staatsanwalt ermittelt gegen Steimle
„Wo ist Stauffenberg“-Äußerung des umstrittenen Kabarettisten bei AfD-Abend


